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11 . 11 . 86 


Sachgebiet 100 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 


zu den Gesetzentwürfen der Abgeordneten Gerster (Mainz), Doss, Frau Rönsch, 
Dr. Geißler, Dr. Dregger, Dr. Waigel und der Fraktion der CDU/CSU, 

der Abgeordneten Schäfer (Mainz), Mischnick und der Fraktion der FDP, 

der Abgeordneten Tatge, Frau Hönes und der Fraktion DIE GRÜNEN 

sowie der Abgeordneten Delorme, Fischer (Osthofen) und Genossen 


a) Entwurf eines . . . Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes 
(Artikei 29 Abs. 7) 

— Drucksache 10/4264 — 

b) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über das Verfahren 

bei sonstigen Änderungen des Gebietsbestandes der Länder nach Artikei 29 
Abs. 7 des Grundgesetzes 

— Drucksache 10/4265 — 


A. Problem 

Nach Artikel 29 Abs. 7 des Grundgesetzes können kleinere Än- 
derungen des Gebietsbestandes der Länder in einem verein- 
fachten Verfahren durch Staatsvertrag der beteiligten Länder 
oder durch Bundesgesetz mit Zustimmung des Bundesrates 
erfolgen, wenn das Gebiet, dessen Landeszugehörigkeit geän- 
dert werden soll, nicht mehr als 10 000 Einwohner hat. Dieses 
Verfahren gestattet es wegen der 10 000 übersteigenden Ein- 
wohnerzahl nicht, die 1945 von Mainz abgetrennten rechts- 
rheinischen Vororte Amöneburg, Kastei und Kostheim (sog. 
AKK-Orte) von Wiesbaden zu lösen und nach Mainz zurückzu- 
gliedern. Soll die Landeszugehörigkeit von Gebietsteilen mit 
mehr als 10 000 Einwohnern geändert werden, kann dies nur 
mit Hilfe des Verfahrens zur Neugliederung des Bundesgebie- 
tes gemäß Artikel 29 Abs. 2 bis 6 des Grundgesetzes gesche- 
hen. 
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B. Lösung 

Der Rechtsausschuß empfiehlt mit Mehrheit, den Gesetzent- 
wurf zur Änderung des Grundgesetzes — Drucksache 10/4264 
— in geänderter Fassung anzunehmen. 

Das vereinfachte Verfahren gemäß Artikel 29 Abs. 7 Grundge- 
setz wird auf den Fall erstreckt, daß Gebiete über eine Lan- 
desgrenze hinweg zurückgegliedert werden sollen, die nicht 
mehr als 30 000 Einwohner besitzen und zwischen dem 8. Mai 
1945 und dem Inkrafttreten des Grundgesetzes von der auf- 
nehmenden Gemeinde getrennt worden sind. Die Ausschuß- 
fassung sieht darüber hinaus vor, die Bevölkerung des zurück- 
zugliedernden Gebietes durch eine Volksbefragung zu beteiü- 
gen. 

Der mehrheitlich angenommene Gesetzentwurf — Druck- 
sache 10/4265 — paßt das Gesetz über das Verfahren bei son- 
stigen Änderungen des Gebietsbestandes der Länder nach Ar- 
tikel 29 Abs. 7 des Grundgesetzes an die vorgeschlagene Ände- 
rung des Grundgesetzes an. 


C. Alternativen 

Ablehnung der Gesetzentwürfe 


D. Kosten 

keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Entwurf eines . . . Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 29 
Abs. 7) — Drucksache 10/4264 — in der aus der nachstehenden Zusammen- 
stellung (Anlage 1) ersichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über das Verfahren 
bei sonstigen Änderungen des Gebietsbestandes der Länder nach Artikel 29 
Abs. 7 des Grundgesetzes — Drucksache 10/4265 — in der aus der nachstehen- 
den Zusammenstellung (Anlage 2) ersichtlichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 11. November 1986 


Der Rechtsausschuß 

Helmrich Dr. Emmerlich Gerster (Mainz) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Anlage 1 


Zusammenstellung 

des Entwurfs eines . . . Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes 
(Artikel 29 Abs. 7) 

— Drucksache 10/4264 — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines . . • Gesetzes zur Änderung 
des Grundgesetzes (Artikel 29 Abs. 7) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; Artikel 79 
Abs. 2 des Grundgesetzes ist eingehalten: 

Artikel I 

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland vom 23. Mai 1949 (BGBl. S. 1) wird wie 
folgt geändert: 

Artikel 29 Abs. 7 wird wie folgt geändert: 

1. Folgender neuer Satz 2 wird eingefügt: 

„Die Ländeszugehörigkeit von Gebieten bis zu 
30 000 Einwohnern kann auf gleiche Weise geän- 
dert werden, wenn dadurch die zwischen dem 
8. Mai 1945 und dem Inkrafttreten dieses Grund- 
gesetzes verlorene Einheit einer Gemeinde ganz 
oder teilweise wiederhergestellt werden kann.“ 

2. Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden Sätze 3 
und 4. 


Artikel II 

Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft. 


Entwurf eines Sechsunddrei Bigsten Gesetzes zur 
Änderung des Grundgesetzes (Artikel 29 Abs. 7) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; Artikel 79 
Abs. 2 des Grundgesetzes ist eingehalten: 

Artikel I 

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland vom 23. Mai 1949 (BGBl. S. 1) wird wie 
folgt geändert: 

Artikel 29 Abs. 7 wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

3. Der bisherige Satz 3 wird Satz 4 und erhält fol- 
gende Fassung: 

„Es muß die Anhörung der betroffenen Gemein- 
den und Kreise, im Falle des Satzes 2 auch eine 
Volksbefragung in dem betroffenen Gebiet vor- 
sehen.“ 

Artikel II 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1987 in Kraft. 
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Anlage 2 


Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über das Verfahren 

bei sonstigen Änderungen des Gebietsbestandes der Länder nach Artikel 29 Abs. 7 

des Grundgesetzes — Drucksache 10/4265 — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über das Verfahren bei 
sonstigen Änderungen des Gebietsbestandes der 
Länder nach Artikel 29 Abs. 7 des Grundgesetzes 

Der Bundestag hat mit der Mehrheit seiner Mit- 
glieder und mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz über das Verfahren bei sonstigen Än- 
derungen des Gebietsbestandes der Länder nach 
Artikel 29 Abs. 7 des Grundgesetzes vom 30. Juli 
1979 (BGBl. I S. 1325) wird wie folgt geändert: 

In § 1 wird nach Absatz 2 folgender Absatz 3 ange- 
fügt: 

„(3) Die Landeszugehörigkeit von Gebieten bis zu 
30 000 Einwohnern kann nach Maßgabe dieses Ge- 
setzes geändert werden, wenn dadurch die zwi- 
schen dem 8. Mai 1945 und dem Inkrafttreten des 
Grundgesetzes verlorene Einheit einer Gemeinde 
ganz oder teilweise wiederhergestellt werden 
kann.“ 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über das Verfahren bei 
sonstigen Änderungen des Gebietsbestandes der 
Länder nach Artikel 29 Abs. 7 des Grundgesetzes 

Der Bundestag hat rnit der Mehrheit seiner Mit- 
glieder und mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz über das Verfahren bei sonstigen Än- 
derungen des Gebietsbestandes der Länder nach 
Artikel 29 Abs. 7 des Grundgesetzes vom 30. Juli 
1979 (BGBl. I S. 1325) wird wie folgt geändert: 

1, In § 1 wird nach Absatz 2 folgender Absatz 3 an- 
gefügt: 

(3) unverändert 


2. In § 2 wird nach Absatz 2 folgender neuer Ab- 
satz 3 eingefügt; 

„(3) Im Falle des § 1 Abs. 3 findet vor dem 
Abschluß des Staatsvertrages eine Volksbefra- 
gung in dem Gebiet statt, dessen Landeszugehö- 
rigkeit geändert werden soll. Die Regierung des 
Landes, dem das Gebiet angehört, dessen Lan- 
deszugehörigkeit geändert werden soll, wird er- 
mächtigt, das Verfahren durch Rechtsverord- 
nung zu regeln.“ 

3. Der bisherige § 2 Abs. 3 wird § 2 Abs. 4. 

4. In § 3 wird nach Absatz 2 folgender Absatz 3 an- 
gefügt: 

„(3) Im Falle des § 1 Abs. 3 findet nach Ab- 
schluß des Verfahrens nach Absatz 1 in dem Ge- 
biet, dessen Landeszugehörigkeit geändert wer- 
den soll, eine Volksbefragung über die Frage 
statt, ob die Landeszugehörigkeit entsprechend 
dem Gesetzentwurf geändert werden soll oder 
nicht. Der Bundesminister des Innern wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
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Entwurf Beschlüsse des 6. Ausschusses 

mung des Bundesrates das Verfahren entspre- 
chend den Vorschriften des Dritten Abschnitts 
des Gesetzes über das Verfahren bei Volksent- 
scheid, Volksbegehren und Volksbefragung nach 
Artikel 29 Abs. 6 des Grundgesetzes vom 30. Juli 
1979 (BGBl. I S. 1317) zu regeln.“ 

Artikel II Artikel II 

Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft. Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 

dung in Kraft. 


6 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/6398 


und Gerster (Mainz) 


befaßte sich die Anhörung mit den unterschiedli- 
chen Standpunkten zur Frage der Rückgliede- 
rung. Daneben wurde nach der verfassungs- 
rechtlichen Zulässigkeit der angestrebten Ände- 
rung des Artikel 29 gefragt. Außer weiteren 
Aspekten wurde auch Gewicht auf die Klärung 
der Frage gelegt, ob und ggf. wie die Bevölke- 
rung der von einer Rückgliederung betroffenen 
Gebiete zu beteiligen ist. 

Angehört wurden die Oberbürgermeister der 
beiden betroffenen Städte Mainz und Wiesbaden 
(Jockel Fuchs und Achim Exner), Bürgerinitiati- 
ven und eine Einzelperson, die sich für (Gemein- 
schaft Vereintes Mainz, Aktionsgemeinschaft 
„Bürger für AKK“, Prof. Dr. K. Holzamer) oder 
gegen (Bürgergemeinschaft AKK „Für den Ver- 
bleib in Hessen“) die Rückgliederung einsetzen, 
mehrere Rechtswissenschaftler (Prof. Dr. H. U. 
Evers, Salzburg; Prof. Dr. P. Schneider, Mainz; 
Prof. Dr. M. Bothe, Frankfurt; Prof. Dr. H. Faber, 
Hannover; Prof. Dr. D. Murswiek, Göttingen), ei- 
nen durch ein eigenes Forschungsvorhaben mit 
den örtlichen Verhältnissen vertrauten Wirt- 
schaftswissenschaftler (Prof. L. Weeser-Krell, 
Paderborn) sowie den Vorsitzenden der früheren 
Sachverständigenkommission für die Neugliede- 
rung des Bundesgebietes, Prof. Dr. W. Ernst. 


Bericht der Abgeordneten Dr. Emmerlich 


I. Beratungsverfahren 

a) Der Deutsche Bundestag hat in seiner 181. Sit- 
zung vom 5. Dezember 1985 den aus der Mitte 
des Bundestages eingebrachten Entwurf ei- 
nes . . . Gesetzes zur Änderung des Grundgeset- 
zes (Artikel 29 Abs. 7) — Drucksache 10/4264 — 
an den Rechtsausschuß federführend und den 
Innenausschuß mitberatend, den ebenfalls aus 
der Mitte des Bundestages eingebrachten Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über das Verfahren bei sonstigen Änderungen 
des Gebietsbestandes der Länder nach Arti- 
kel 29 Abs. 7 des Grundgesetzes — Druck- 
sache 10/4265 — an den Innenausschuß feder- 
führend und den Rechtsausschuß mitberatend 
überwiesen. 

Der Innenausschuß hat am 15. Oktober 1986 be- 
schlossen, auf die federführende Beratung des 
Gesetzentwurfs — Drucksache 10/4265 — aus 
verfahrensökonomischen Gründen zu verzich- 
ten, und angeregt, sie dem Rechtsausschuß zu 
übertragen. Diesem vom Rechtsausschuß unter- 
stützten Wunsch hat der Deutsche Bundestag in 
seiner 241. Sitzung vom 23. Oktober 1986 entspro- 
chen und den Gesetzentwurf — Druck- 
sache 10/4265 — nunmehr dem Rechtsausschuß 
federführend und dem Innenausschuß mitbera- 
tend überwiesen. 

Der Innenausschuß hat am 15, Oktober 1986 mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen und einer 
Stimme der Fraktion der SPD bei zwei Enthal- 
tungen seitens der Fraktion der SPD empfohlen, 
beide Gesetzentwürfe in der auch der Beschluß- 
empfehlung des Rechtsausschusses zugrundelie- 
genden Fassung zu verabschieden. Nachdem 
dem Rechtsausschuß die Federführung für den 
Gesetzentwurf — Drucksache 10/4265 — über- 
tragen worden war, hat der Innenausschuß am 
5. November 1986 mit den Stimmen der Fraktion 
der CDU/CSU und einer Stimme der Fraktion 
der SPD gegen vier Stimmen sowie einer Enthal- 
tung der Fraktion der SPD seine Stellungnahme 
vom 15. Oktober 1986 bekräftigt. 

b) Der Rechtsausschuß hat beide Gesetzentwürfe 
in seiner 76., 77., 96. und 97. Sitzung am 26. Febru- 
ar, 12. März, 22. Oktober und 5. November 1986 
beraten. In der 87. Sitzung am 5. Juni 1986 
hat eine öffentliche Anhörung stattgefunden. 
Diese berücksichtigte im Einvernehmen mit 
dem insoweit damals federführenden Innenaus- 
schuß auch den Gesetzentwurf — Drucksache 
10/4265. 

Da die vorgeschlagene Grundgesetzänderung 
eine Voraussetzung schaffen soll, um die heute 
zu Wiesbaden gehörenden ehemaligen rechts- 
rheinischen Mainzer Vororte Amöneburg, Kastei 
und Kostheim wieder mit Mainz zu vereinigen, | 


Auf Wunsch des Rechtsausschusses haben sich 
außer Berlin alle Bundesländer zu den Fragen 
geäußert, was unter besonderer Berücksichti- 
gung der Problematik der rechtsrheinischen 
Vororte für und was gegen die geplante Ergän- 
zung von Artikel 29 Abs. 7 spreche, bei welchen 
Gemeinden aufgrund von Anordnungen der Alli- 
ierten zwischen 1945 und 1949 Gemeindegrenzen 
und gleichzeitig Landesgrenzen geändert wor- 
den seien, ob deshalb nach 1949 Initiativen zur 
Änderung von Landesgrenzen begonnen worden 
und gegebenenfalls beendet worden seien und 
schließlich, ob die vorgeschlagenen Gesetzesän- 
derungen weitere Gebietsänderungen zwischen 
den Ländern nach sich ziehen würden. Zu allen 
Fragen der Anhörung haben überdies auf Bitten 
des Rechtsausschusses die Bundesminister des 
Innern und der Justiz gemeinsam Stellung ge- 
nommen. Diese Stellungnahme ist ebenso wie 
die Schreiben der Bundesländer dem Stenogra- 
phischen Protokoll der 87. Sitzung des Rechts- 
ausschusses beigefügt. 

Soweit auf die Ergebnisse der Anhörung und 
den Inhalt der Stellungnahmen im folgenden 
nicht näher eingegangen wird, sei auf das Steno- 
graphische Protokoll der 87. Sitzung des Rechts- 
ausschusses verwiesen. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt mit sieben Stim- 
men der Fraktion der CDU/CSU und je einer 
Stimme aus den Fraktionen der SPD, FDP und 
DIE GRÜNEN gegen drei Stimmen aus der 
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Fraktion der SPD, den Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Grundgesetzes — Druck- 
sache 10/4264 — in geänderter Fassung anzu- 
nehmen. 

Die Annahme des entsprechend geänderten Ent- 
wurfs zur Änderung des Gesetzes über das Ver- 
fahren bei sonstigen Änderungen des Gebietsbe- 
standes der Länder nach Artikel 29 Abs. 7 des 
Grundgesetzes — Drucksache 10/4265 — wird 
mit drei Stimmen aus der Fraktion der 
CDU/CSU und je einer Stimme aus der Fraktion 
der SPD und der Fraktion DIE GRÜNEN gegen 
eine Stimme bei zwei Enthaltungen aus der 
Fraktion der SPD empfohlen. 

II. Inhalt der Gesetzentwürfe 

a) Die vom Rechtsausschuß empfohlene Fassung 
des Entwurfs zur Änderung des Artikels 29 
Abs. 7 erweitert das sog. vereinfachte Verfahren 
zur Änderung des Gebietsbestandes der Länder 
mit Hilfe von Staatsverträgen der beteiligten 
Länder oder durch ein der Zustimmung des Bun- 
desrates bedürfendes Bundesgesetz. Bisher 
kommt dieses vereinfachte Verfahren nur in Be- 
tracht, wenn das Gebiet, dessen Landeszugehö- 
rigkeit geändert werden soll, nicht mehr als 
10 000 Einwohner hat. Im Hinblick auf die beson- 
dere Lage der ehemaligen rechtsrheinischen 
Vororte der Stadt Mainz, die nach Kriegsende 
1945 in die Stadt Wiesbaden eingegliedert wor- 
den sind, soll das vereinfachte Verfahren gering- 
fügig ausgedehnt werden. Zukünftig soll für das 
erweiterte vereinfachte Verfahren eine Höchst- 
grenze von 30 000 Einwohnern im zurückzuglie- 
dernden Gebiet gelten. Zugleich wird festgelegt, 
daß das erweiterte vereinfachte Verfahren nur 
für solche Gebiete in Betracht kommt, die zwi- 
schen dem 8. Mai 1945 und dem Inkrafttreten 
des Grundgesetzes ihre Zugehörigkeit zu einer 
bestimmten Gemeinde und einem bestimmten 
Bundesland geändert haben. Die vom Rechts- 
ausschuß vorgeschlagene Fassung sieht über- 
dies vor, daß die Bevölkerung des umzugliedern- 
den Gebietes im Rahmen einer Volksbefragung 
zu hören ist. Die bereits jetzt für das verein- 
fachte Verfahren vorgesehene Anhörung der be- 
troffenen Gemeinden und Kreise soll auch für 
die Erweiterung des vereinfachten Verfahrens 
gelten. 

Die zugleich empfohlene Änderung des Gesetzes 
über das Verfahren bei sonstigen Änderungen 
des Gebietsbestandes der Länder nach Arti- 
kel 29 Abs. 7 des Grundgesetzes — Drucksache 
10/4265 — paßt das Verfahrensgesetz an die zu- 
vor vorgeschlagene Grundgesetz änderung an. In 
das Verfahrensgesetz, das weder in seiner gel- 
tenden noch in seiner vorgeschlagenen Fassung 
unmittelbar eine Gebiets- und Grenz änderung 
anordnet, werden insbesondere Regelungen 
über eine Volksbefragung aufgenommen. 

III. Begründung der Beschlußempfehlung 

1. Allgemeines 

a) Die Mehrheit des Rechtsausschusses hält es für 
erforderlich, in Artikel 29 Abs. 7 des Grundgeset- 


zes die Voraussetzungen zu schaffen, um die 
ehemaligen rechtsrheinischen Mainzer Vororte 
Amöneburg, Kastei und Kostheim nach Rhein- 
land-Pfalz zurückzugliedern und damit eine 
kommunale Einheit mit der Stadt Mainz zu er- 
möglichen. Die Anhörung habe deutlich erwie- 
sen, daß die sog. AKK-Orte historisch, aufgrund 
der topographischen Gegebenheiten und im 
Empfinden der Mehrheit der Einwohner mit 
Mainz verbunden sind. 

Diese Verbundenheit habe historische Wurzeln, 
sie gehe auf eine langjährige, 1945 zerstörte 
kommunale Einheit mit Mainz zurück. Diese 
Verbindung bestehe trotz der Trennung durch 
die Landesgrenze und die Zugehörigkeit zur 
Stadt Wiesbaden fort. Dies finde seinen Aus- 
druck in der räumlichen Nähe zum Mainzer 
Stadtkern, den Ergebnissen von Meinungsum- 
fragen, in örtlichen Traditionen, im Vereinsleben 
und zuletzt auch im Namen der AKK-Orte, die 
jeweils den Namen der Stadt Mainz als Zusatz 
führen. 

Eine Trennung der sog. AKK-Vororte von Wies- 
baden und Hessen würde keine unlösbaren 
Folgeprobleme aufwerfen. Die in der Anhörung 
in diesem Zusammenhang erörterten Fragen, 
z. B. das Schicksal der im AKK-Gebiet befindli- 
chen Dienststelle der hessischen Bereitschafts- 
polizei oder der ebenfalls dort gelegenen Abfall- 
deponie für Wiesbaden, könnten sich durch Ver- 
einbarungen zwischen den beteiligten Städten 
und Bundesländern regeln lassen. 

Wie auch in der Anhörung bestätigt worden sei, 
könne man die sog. AKK-Orte nur zurückglie- 
dern, wenn zuvor Artikel 29 des Grundgesetzes 
entsprechend geändert oder ergänzt worden sei. 
Die bisher in Artikel 29 des Grundgesetzes ent- 
haltenen Verfahren zur Neugliederung des Bun- 
desgebietes seien für räumlich und hinsichtlich 
der betroffenen Einwohnerzahl erheblich grö- 
ßere Neugliederungsmaßnahmen zugeschnitten. 

Auch verfassungsrechtlich stoße die vorgeschla- 
gene Änderung des Grundgesetzes nicht auf Be- 
denken. Die Schranke, die Artikel 79 Abs. 3 des 
Grundgesetzes für Verfassungsänderungen auf- 
stelle, werde nicht berührt. In der Anhörung hät- 
ten dies alle hierzu befragten Sachverständigen 
deutlich gemacht. Dieser Feststellung habe sich 
auch Prof. Dr. Evers angeschlossen, der ur- 
sprünglich in einem für die hessische Landesre- 
gierung erstellten Gutachten zur Verfassungs- 
widrigkeit des Gesetzentwurfs gekommen sei. In 
der Anhörung habe er klar ge stellt, daß der Ent- 
wurf unbedenklich sei, wenn man ihn an den 
Grundsätzen messe, die das Bundesverfassungs- 
gericht zur Interpretation des Artikels 79 Abs. 3 
entwickelt habe. 

Mit sonstigen Neugliederungsvorhaben habe 
man sich aus Anlaß des vorliegenden Gesetzent- 
wurfs nicht auseinanderzusetzen. Die jetzt ange- 
strebte Ergänzung des Artikels 29 Abs. 7 des 
Grundgesetzes erschöpfe ihre Bedeutung in ei- 
ner Anwendung zur Änderung der Landeszuge- 
hörigkeit der sog. AKK-Orte. 
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Abweichend vom Entwurf in Drucksache 10/4264 
habe man sich entschlossen, eine Volksbefra- 
gung vorzusehen, falls von dem erweiterten ver- 
einfachten Verfahren Gebrauch gemacht werden 
solle. Da das Zugehörigkeitsgefühl der Bewoh- 
ner der AKK-Vororte zu Mainz einen entschei- 
denden Faktor bei einer Rückgliederung bilde, 
werde nunmehr die Durchführung einer vorheri- 
gen Volksbefragung in diesen Orten zwingend 
vorgeschrieben. Dies decke sich mit verfassungs- 
politisch begründeten Anregungen, die in der 
Anhörung von den Sachverständigen, aber z. B. 
auch in der gemeinsamen Stellungnahme der 
Bundesminister des Innern und der Justiz vorge- 
tragen worden seien. Um etwaige verfassungs- 
rechtliche Bedenken auszuräumen, solle das Er- 
fordernis der Volksbefragung ausdrücklich in 
Artikel 29 Abs. 7 des Grundgesetzes vorgesehen, 
also nicht nur auf einfach-gesetzlicher Ebene 
festgelegt werden. 

In der Sache habe man sich für eine — rechtlich 
nicht bindende — Volksbefragung und gegen ein 
Letztentscheidungsrecht der betroffenen Bevöl- 
kerung in Gestalt eines Volksentscheids ent- 
schieden. Hierfür sei die Überlegung maßgebend 
gewesen, daß ein Volksentscheid dem Charakter 
und der Systematik des vereinfachten Verfah- 
rens gemäß Artikel 29 Abs. 7 des Grundgesetzes 
widersprochen hätte. Damit solle aber die Be- 
deutung, die dem Ergebnis einer durchgeführten 
Volksbefragung zukomme, nicht gemindert wer- 
den. Auch die Entscheidung für eine Volksbefra- 
gung sei von der Vorstellung getragen, daß eine 
durch Artikel 29 Abs. 7 des Grundgesetzes in der 
vorgeschlagenen Fassung ermöglichte Gliede- 
rungsmaßnahme nicht gegen den sich im Ergeb- 
nis einer Volksbefragung widerspiegelnden Wil- 
len der betroffenen Gebietsbevölkerung durch- 
geführt werden solle. 

b) Die Minderheit hat zur Begründung der Ableh- 
nung der Gesetzentwürfe vor getragen: 

In einem föderalen Bundesstaat gelte der 
Grundsatz der wechselseitigen Rücksichtnahme 
zwischen dem Bund und den Bundesländern. 
Zur gegenseitigen Rücksichtnahme gehöre, daß 
in den Gebietsbestand eines Bundeslandes ge- 
gen seinen Willen nur eingegriffen werden darf, 
wenn das aus Gründen des gemeinen Wohls un- 
erläßlich sei. Die Gebietsabgrenzung zwischen 
den Bundesländern sei nach dem Zweiten Welt- 
krieg erfolgt, ohne daß dabei stets nur die ge- 
schichtlichen und kulturellen Zusammenhänge, 
die landsmannschaftliche Verbundenheit, die 
wirtschaftliche Zweckmäßigkeit sowie die Erfor- 
dernisse der Raum- und Landesplanung berück- 
sichtigt worden seien. Dem habe das Grundge- 
setz in der ursprünglichen Fassung des Arti- 
kels 29, insbesondere in Absatz 2 dadurch Rech- 
nung getragen, daß in den Gebietsteilen, die bei 
der Neubildung der Länder nach dem 8. Mai 1945 
ohne Volksabstimmung ihre Landeszugehörig- 
keit verloren hatten, durch Volksbegehren eine 
Änderung der Landeszugehörigkeit gefordert 
und erreicht werden konnte. 


Diese Neugliederungsmöglichkeit sei durch 
die 33. Änderung des Grundgesetzes vom 
23. August 1976 mit Artikel 29 GG in seiner jetzi- 
gen Fassung erledigt. Unter welchen Vorausset- 
zungen eine Neugliederung des Bundesgebietes 
und eine Veränderung von Ländergrenzen erfol- 
gen könne, habe damals endgültig geregelt wer- 
den sollen. Diese in Artikel 29 Abs. 1, 4 und 7 GG 
festgelegten Voraussetzungen für die Änderung 
von Landesgrenzen lägen für das Anliegen, die 
ehemaligen rechtsrheinischen Mainzer Vororte 
Amöneburg, Kastei und Kostheim wieder mit 
Mainz zu vereinigen und sie zu diesem Zweck 
dem Lande Rheinland-Pfalz zuzuschlagen, nicht 
vor. Der Rückgliederungswunsch und seine 
Gründe seien bei der Neufassung des Arti- 
kels 29GG im Jahre 1976 bekannt gewesen. Die 
Möglichkeiten für Änderungen von Ländergren- 
zen seien in Artikel 29 GG ungeachtet dessen so 
festgelegt worden, daß die Rückgliederung der 
Mainzer Vororte nicht erfolgen konnte. Eine In- 
itiative des Mainzer Bundestagsabgeordneten 
Dr. Hofmann, Grenzänderungen bis zu 50 000 
Einwohner durch Staatsvertrag oder durch ein- 
faches Bundesgesetz mit Zustimmung des Bun- 
desrates zuzulassen, habe keinen Erfolg gehabt. 
Es sei bei der Einwohnergrenze von 10 000 ge- 
blieben. Nur geringfügige Gebietskorrekturen 
sollten im vereinfachten Verfahren nach Arti- 
kel 29 Abs. 7 zulässig sein. 

Die tatsächlichen Grundlagen der Entscheidung 
des Jahres 1976 seien unverändert. Es seien auch 
keine neuen, 1976 noch nicht bekannten Um- 
stände hervorgetreten, die eine Abweichung von 
der Entscheidung des Jahres 1976 rechtfertigten. 
Insbesondere erscheine eine Grundgesetzände- 
rung zur Regelung eines Einzelfalles, der im 
Jahr 1976 bereits bekannt und Gegenstand der 
Diskussion gewesen sei, nicht angebracht. 

Es sei nicht einzusehen, eine Änderung von Lan- 
desgrenzen nur dann zuzulassen, um dadurch 
die zwischen dem 8. Mai 1945 und dem Inkraft- 
treten des Grundgesetzes verlorene Einheit ei- 
ner Gemeinde ganz oder teilweise wiederherzu- 
stellen. Für eine Beschränkung auf die Zeit zwi- 
schen dem 8. Mai 1945 und dem Inkrafttreten 
des Grundgesetzes gebe es keine hinreichende 
Rechtfertigung. Die Einheit von Gemeinden sei 
auch zu anderen Zeitpunkten mit ebenso emp- 
fundenen Folgen durch demokratisch nicht legi- 
timierte Entscheidungen zustande gekommen, 
besonders während der Zeit von 1933 bis 1945. 

Bedenklich sei auch, daß durch eine Änderung 
des Artikels 29 GG, der die Neugliederung des 
Bundesgebietes zum Gegenstand habe, letztlich 
Veränderungen von Ländergrenzen zugelassen 
werden sollten, die nur kommunale Gebietsände- 
rungen erstrebten und mit kommunalpoliti- 
schen, nicht aber mit landes- und bundespoliti- 
schen Argumenten und Gesichtspunkten be- 
gründet würden. 

Trotz allen Respekts vor dem Wunsch von Ein- 
wohnern der Ortsteile Amöneburg, Kastei und 
Kostheim seien die aufgezeigten übergeordne- 
ten landes- und bundespolitischen Gesichts- 


9 



Drucksache 10/6398 


Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode 


punkte letztlich so gravierend, daß sie den Aus- 
schlag geben müßten. 

2 , Vom Rechtsausschuß geänderte Bestimmungen 

a) Entwurf eines Sechsunddreißigsten Gesetzes zur 
Änderung des Grundgesetzes (Artikel 29 Abs. 7) 
— Drucksache 10/4264. 

Die vom Rechtsausschuß beschlossene Fassung 
unterscheidet sich nur dadurch vom Entwurf in 
Drucksache 10/4264, daß sie eine Volksbefra- 
gung vorsieht, falls von der durch den neuen 
Satz 2 geschaffenen erweiterten Rückgliede- 
rungsmöglichkeit Gebrauch gemacht wird. Die 
Volksbefragung hat in den betroffenen Gebieten 
stattzufinden. Hierunter versteht der Rechtsaus- 
schuß das Gebiet, dessen Zugehörigkeit unmit- 
telbar geändert werden soll. Bezogen auf die 
Rückgliederungsfrage im Verhältnis zwischen 
Hessen und Rheinland-Pfalz bzw. den Städten 
Wiesbaden und Mainz hätte die Volksbefragung 
also nur in den sog. AKK-Orten stattzufinden. 
Zusätzlich gilt auch bei einer auf Satz 2 gestütz- 
ten Gliederungsmaßnahme die in Satz 4 Halb- 
satz 1 enthaltene Verpflichtung, die betroffenen 
Gemeinden und Kreise zuvor zu hören. Als Ge- 
meinden und Kreise sind hier die Gebietskörper- 
schaften zu verstehen, die infolge der Gliede- 
rungsmaßnahme entweder Gebiete abgeben 
oder aufnehmen sollen. 


b) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Geset- 
zes über das Verfahren bei sonstigen Änderun- 
gen des Gebietsbestandes der Länder nach Arti- 
kel 29 Abs. 7 des Grundgesetzes — Drucksache 
10/4265. 

Die vorgeschlagenen Änderungen stellen eine 
konsequente Folgeregelung der jetzt in der emp- 
fohlenen Fassung des Artikels 29 Abs. 7 vorgese- 
henen Volksbefragung dar. 

In Nummer 1 wird — vom Rechtsausschuß un- 
verändert — der erweiterte Anwendungsbereich 
des sog. vereinfachten Verfahrens in das Verfah- 
rensgesetz übernommen. 

In Nummer 2 wird für die Rückgliederungsalter- 
native des Staatsvertrages die vorherige Durch- 
führung einer Volksbefragung festgelegt. Das 
bei der Volksbefragung zu beachtende Verfah- 
ren soll die Regierung des Landes regeln, das 
möglicherweise Gebiet abgeben wird. 

Soll die Rückgliederung durch Bundesgesetz er- 
folgen, hat die Volksbefragung gemäß Nummer 4 
spätestens vor der zweiten Lesung, aber erst im 
Anschluß an die Anhörung der Gemeinden und 
Kreise und nach Abgabe etwaiger Stellungnah- 
men der beteiligten Länder stattzufinden. Das 
Verfahren der Volksbefragung wird hier durch 
eine vom Bundesminister des Innern mit Zu- 
stimmung des Bundesrates zu erlassende 
Rechtsverordnung im einzelnen geregelt. 


Bonn, den 11. November 1986 


Dr. Emmerlich Gerster (Mainz) 

Berichterstatter 


10 






Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 5300 Bonn 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 08 21, HerderstraBe 56, 5300 Bonn 2, Telefon (02 28) 36 35 51 

ISSN 0722-8333 


